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Verwaltungsleitung Vorlagenart Vorlagennummer
Verantwortlich: Vossers, Sigrid
Datum: 04.03.2020 Beschlussvorlage 2020/025

Öffentlichkeitsstatus: öffentlich

Beratungsgegenstand:
Weiteres Vorgehen zur Erreichung des Vorsteuerabzuges für die Arena Lüneburger Land
(im Stand der 1. Aktualisierung vom 04.03.2020)

Produkt/e:
111-100 Verwaltungsführung

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
N 24.02.2020 Kreisausschuss
N 09.03.2020 Kreisausschuss
N 09.03.2020 Kreistag

Anlage/n: 
Anlage 1 Gesellschaftsvertrag GmbH
Anlage 2 Gesellschaftsvertrag GmbH & Co KG
Anlage 3 Vergleich Regelungen Betreibervertrag alt - neues Modell (nichtöffentliche Anlage)
Anlage 4 Auszug Businessplan (nichtöffentliche Anlage) 
 

Beschlussvorschlag: 
Es werden folgende Beschlüsse für den 24.2.2020 vorgeschlagen:
1. Der Betreibervertrag vom 31.12.2018 zwischen dem Landkreis Lüneburg und Campus 

Management GmbH sowie die Nutzungs- und Dienstleistungsvereinbarung der Parteien vom 
selben Tage werden aufgehoben. Die Verwaltung wird beauftragt, eine entsprechende 
Aufhebungsvereinbarung (siehe Nichtöffentliche Vorlage) abzuschließen. 

2. Der Beschluss des Kreistages vom 24.9.2018 über die Vergabe des Betreibervertrages wird 
aufgehoben.

3. Der Landkreis wird selbst Betreiberin der Arena. Hierfür gründet der Landkreis eine Arena 
Lüneburger Land Betriebsgesellschaft in der Rechtsform einer GmbH & Co KG, setzt die 
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Geschäftsführung ein und bringt das Baugrundstück für die Arena samt aller Verträge in die 
Gesellschaft ein. Die Verwaltung wird beauftragt, die Gesellschaftsverträge (siehe Anlagen 1 
und 2) abzuschließen, die Gesellschaft zu gründen und die Geschäftsführung einzusetzen.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, neue Dienstleistungsverträge auszuarbeiten und dem 
Kreisausschuss zur Beschlussfassung vorzulegen. Sie wird weiter beauftragt, die Vergabe der 
Dienstleistungen durch die Fa. Reese Baumanagement durchführen zu lassen und diese 
entsprechend zu beauftragen.

Sachlage: 
I. Ausgangssituation:
Der Kreistag hat mit Beschluss (2019/437) vom 16.12.2019 die Verwaltung beauftragt, alle vorbereitenden 
Maßnahmen zur Realisierung der Möglichkeit zur Vorsteuerabzugsberechtigung für die Arena Lüneburger 
Land zu ergreifen. 
Daraufhin hat die Verwaltung unter Leitung von KR Vossers diverse Gespräche mit Fachanwälten für 
Steuerrecht geführt (Kanzlei bhp) und ein Modell gefunden, das auf einem bereits beim Bundesfinanzhof 
ausgeurteilten Konzept zum Betrieb einer öffentlichen Halle basiert. Hierfür wird eine landkreiseigene 
Betriebsgesellschaft gegründet, die Bau und Betrieb der Arena als Gesellschaftszweck hat. Dadurch kommt 
der Landkreis in die erforderliche Unternehmereigenschaft im steuerrechtlichen Sinne. 
Bei einem ersten Abstimmungsgespräch hat das Finanzamt Lüneburg die grundsätzliche Umsetzbarkeit 
des neuen Modells bestätigt. Dies funktioniert jedoch nicht mit dem bestehenden Betreibervertrag, weil der 
Landkreis danach keine Unternehmereigenschaft hat. Er hat keine Absicht, umsatzsteuerpflichtige Umsätze 
zu erzielen (eine Gewinnerzielungsabsicht ist nicht erforderlich), sondern erhält lediglich eine fixe Pacht, 
zahlt aber hohe Zuschüsse an den Betreiber. Das Finanzamt hat aus diesem Grund beim bestehenden 
Betreibervertrag den Vorsteuerabzug klar abgelehnt.
Daher kann das bestehende Vertragsverhältnis so nicht weitergeführt werden. Deshalb hat die Verwaltung 
mit dem Betreiber über eine mögliche Aufhebung des Vertrages verhandelt. Mit einer Vertragsaufhebung 
könnten auch die im Thenner-Papier (KA vom 22.7.2019) aufgezeigten Schwächen des aktuellen Vertrages 
beseitigt werden, die Konfliktpotenzial bergen und sich negativ auf eine partnerschaftliche und 
funktionierende Zusammenarbeit auswirken. 

II. Vorgehen zur Lösung der vorgenannten Probleme
Zur Sicherung des Vorsteuerabzuges schlagen die Projektsteuerung und die Verwaltung die folgende 
Herangehensweise vor:

1. Auflösung des Betreibervertrages

Vom Betreibervertrag kann der Landkreis sich entweder durch Kündigung oder durch eine 
Aufhebungsvereinbarung lösen. Eine Kündigung hätte erhebliche Schadenersatzforderungen des 
Vertragspartners zur Folge, die dieser ggf. auch gerichtlich durchsetzen würde.

Nach dem Ergebnis der bisher intensiv geführten Verhandlungen würde die Betreiberin sich auf 
eine Aufhebung des Vertrages einlassen. Dann wäre jedoch die Zahlung einer Ablösung in Höhe 
einer sechsstelligen Summe erforderlich, weil die Betreiberin im Vertrauen auf den Bestand des 
Vertrages bereits zahlreiche Aufwendungen getätigt hat und ihr weitere Kosten durch die 
Aufhebung des Vertrages entstehen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um Kosten für 
Personal, das für die Arena eingestellt wurde und vorbereitend tätig gewesen ist und nach 
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Vertragsbeendigung nicht weiter beschäftigt werden kann. Viele der Arbeitsergebnisse sind bisher 
in die konkrete Ausführungsplanung eingeflossen und wirken auch nach Beendigung des Vertrages 
fort. Entgangener Gewinn wird dagegen nicht geltend gemacht.

Die hierzu von der Betreiberin vorgelegten Unterlagen sind kritisch geprüft und als nachvollziehbar 
anerkannt worden. Auf dieser Grundlage ist eine pauschale Ablösesumme ausgehandelt worden. 
Die Einzelheiten ergeben sich aus der für den nichtöffentlichen Teil vorgesehenen Vorlage mit dem 
Entwurf des Aufhebungsvertrages.

2. Aufhebung des Vergabeverfahrens

Das Vergabeverfahren, aus dem die Campus Management GmbH als Betreiberin 
hervorgegangen ist, wird aufgehoben.

3. Gründung einer Projektgesellschaft

Der Landkreis gründet eine im Eigentum des Landkreises stehende „Arena Lüneburger Land 
Betriebsgesellschaft“ in der Rechtsform einer GmbH&Co KG. Ein erster Entwurf der 
Gesellschaftsverträge befindet sich in der rechtlichen Prüfung und Abstimmung mit der 
Kommunalaufsicht sowie mit dem Finanzamt. Als Geschäftsführerin wird KR eingesetzt. 

Die Betriebsgesellschaft führt den Bau der Arena fort und kann auf alle Bauleistungen (auch die 
bereits getätigten) die Vorsteuer ziehen. Darüber hinaus kann die Vorsteuer auch auf alle 
laufenden Kosten gezogen werden, dies bringt weitere Kostenvorteile im laufenden Betrieb. 
Daraus ergibt sich ein steuerlicher Vorteil von bis zu 3,4 Mio.€ für den Bau und jährlich rund 
75.000,- bis 100.000,- für den laufenden Betrieb (abzüglich Opportunitätskosten).

Die Gesellschaft soll jedoch nicht die operativen Aufgaben des Veranstaltungsbetriebs 
übernehmen (s.u.). Auch die Betreuung des Baus bleibt in der Zuständigkeit von Ltd. KVD Maul. 

Der Landkreis hat verschiedene Möglichkeiten, der Gesellschaft den Zugriff auf die Arena zu 
verschaffen. Dies erfolgt entweder durch eine Veräußerung der Arena an die Gesellschaft oder 
dadurch, dass der Landkreis als Kommanditistin den Bau mit Grundstück inkl. aller Bauverträge in 
die Gesellschaft einlegt. Hierfür fällt nach Auskunft der Steuerberater keine Grunderwerbssteuer 
an. Die Gebäudeunterhaltung wird zum Landkreis zurück delegiert.

4. Ausschreibung eines neuen Betreibermodells

Nach Gründung der Gesellschaft sucht diese einen Dienstleister für die Organisation des 
Veranstaltungsbetriebs. Dazu werden durch die Projektsteuerung zwei neue 
Dienstleistungsverträge ausgeschrieben. Diese sollen folgende wesentliche Eckpunkte haben:

a. Dienstleister für den Veranstaltungsbetrieb

Der Dienstleister übernimmt im Rahmen eines Managementvertrags die 
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Geschäftsbesorgung für die Gesellschaft. Das heißt, er organisiert und steuert im Namen 
und auf Rechnung der Gesellschaft alle Dienstleistungen rund um den 
Veranstaltungsbetrieb. Vor allem kümmert er sich um Mieter, die die Arena und ihre 
Ausstattungsgegenstände für ihre Veranstaltungen tageweise buchen und dafür an die 
Landkreis-Gesellschaft eine Miete zahlen. Als Vergütung erhält er dafür einen 
prozentualen Anteil an den Mieteinnahmen. Die Grundzüge des Vertrages sind in der 
Anlage dargestellt. Der Geschäftsbesorger ist also vergleichbar mit einer Hausverwaltung, 
die sich für den Eigentümer um die Vermietung eines Ferienhauses und alle Aufgaben 
drum herum kümmert. Er sorgt dafür, dass das Ferienhaus möglichst viele Wochen im Jahr 
vermietet ist: je häufiger, desto höher die Provision des Verwalters. Nach ersten 
Berechnungen betragen die möglichen Einnahmen aus dem Vermietungsgeschäft in den 
ersten 5 Jahren durchschnittlich 465.000 € netto pro Jahr (siehe Nichtöffentliche Anlage).

Der Geschäftsbesorger kann dem Mieter der Arena, der diese für seine Veranstaltung 
bucht, daneben eigene Serviceleistungen anbieten und abrechnen wie z.B. die 
Organisation des Ordnungsdienstes oder die Erfüllung besonderer Ausstattungswünsche. 
Damit erhält er die Möglichkeit, eigene Umsätze zu generieren.

Trotzdem gilt: Der jeweilige Mieter der Arena ist Veranstalter der jeweiligen Veranstaltung 
und trägt das unternehmerische Risiko für deren Durchführung.

b. Gastronomiefläche als Pachtvertrag

Für die Gastronomieflächen wird ein klassischer Pachtvertrag mit einer 
Investitionsverpflichtung ausgeschrieben. Das heißt, der Gastronomiebetreiber muss 
selbst für die Ausstattung der Küche, der Tresen und der VIP-Bereiche sorgen. Die 
Landkreis-Gesellschaft als Eigentümerin stellt lediglich die Räume mit den entsprechenden 
Anschlüssen zur Verfügung. Im Gegenzug erhält der Gastronomiebetreiber das exklusive 
Versorgungsrecht auf dem Gelände der Arena. Damit kann er während des 
Veranstaltungsbetriebs Gewinne erzielen.

5. Zeitplan zum weiteren Vorgehen 

Nach aktuellem Sachstand ist mit der Fertigstellung der Arena zum Jahresende 2020 zu rechnen. 
Betriebsaufnahme und Eröffnung der Arena sollen im April 2021 stattfinden. Nach Auskunft von 
Veranstaltungsexperten muss die Vermarktung der Arena mindestens ein Jahr vor Beginn, also im 
April 2020 erfolgen. Idealerweise sollte daher der Wechsel des Betreibermodells zügig erfolgen, 
um diesen Zeitablauf zu gewährleisten.

Vor diesem Hintergrund schlagen Verwaltung und Projektsteuerung den folgenden 
Handlungsablauf vor:

Februar 2020 Beratung in den Fraktionen (KR steht für Rückfragen in den Fraktionssitzungen zur 
Verfügung)

Februar 2020 Abstimmung Gesellschaftsvertrag mit MI als Kommunalaufsicht
Februar 2020 Abstimmung des Modells mit dem Finanzamt
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Februar 2020 Vorbereitung Dienstleistungsverträge
24.02.2020 Diskussion im Kreisausschuss und Entscheidung im Kreistag über neues Modell
28.02.2020 Unterzeichnung Aufhebungsvertrag mit Campus Management GmbH
März 2020 Diskussion und Entscheidung im Kreisausschuss über Dienstleistungsverträge
März 2020 Gründung Betriebsgesellschaft und Einsetzung Geschäftsführung
März 2020 Veröffentlichung neue Ausschreibungen Dienstleistungsverträge
April 2020 Submission Ausschreibungen
18.05.2020 Beschluss über Ausschreibungsergebnis im Kreistag

Mai 2020 Unterzeichnung Dienstleistungsverträge

Aktualisierte Sachlage vom 04.03.2020:
I. Ausgangssituation:

Der Kreistag hat mit Beschluss (2019/437) vom 16.12.2019 die Verwaltung beauftragt, alle vorbereitenden 
Maßnahmen zur Realisierung der Möglichkeit zur Vorsteuerabzugsberechtigung für die Arena Lüneburger 
Land zu ergreifen. 

Daraufhin hat die Verwaltung unter Leitung von Kreisrätin Vossers diverse Gespräche mit Fachanwälten für 
Steuerrecht geführt (Kanzlei bhp) und ein Modell gefunden, das auf einem bereits beim Bundesfinanzhof 
ausgeurteilten Konzept zum Betrieb einer öffentlichen Halle basiert. Hierfür wird eine landkreiseigene 
Betriebsgesellschaft gegründet, die Bau und Betrieb der Arena als Gesellschaftszweck hat. Dadurch kommt 
der Landkreis in die erforderliche Unternehmereigenschaft im steuerrechtlichen Sinne. 

Bei einem ersten Abstimmungsgespräch hat das Finanzamt Lüneburg die grundsätzliche Umsetzbarkeit 
des neuen Modells bestätigt. Dies funktioniert jedoch nicht mit dem bestehenden Betreibervertrag, weil der 
Landkreis danach keine Unternehmereigenschaft hat. Er hat keine Absicht, umsatzsteuerpflichtige Umsätze 
zu erzielen (eine Gewinnerzielungsabsicht ist nicht erforderlich), sondern erhält lediglich eine fixe Pacht, 
zahlt aber hohe Zuschüsse an den Betreiber. Das Finanzamt hat aus diesem Grund beim bestehenden 
Betreibervertrag den Vorsteuerabzug klar abgelehnt.

Daher kann das bestehende Vertragsverhältnis so nicht weitergeführt werden. Deshalb hat die Verwaltung 
mit dem Betreiber über eine mögliche Aufhebung des Vertrages verhandelt. Mit einer Vertragsaufhebung 
könnten auch die im Thenner-Papier (KA vom 22.7.2019) aufgezeigten Schwächen des aktuellen Vertrages 
beseitigt werden, die Konfliktpotenzial bergen und sich negativ auf eine partnerschaftliche und 
funktionierende Zusammenarbeit auswirken. 

II. Vorgehen zur Lösung der vorgenannten Probleme

Zur Sicherung des Vorsteuerabzuges schlagen die Projektsteuerung und die Verwaltung die folgende 
Herangehensweise vor:

1. Auflösung des Betreibervertrages

Vom Betreibervertrag kann der Landkreis sich entweder durch Kündigung oder durch eine 
Aufhebungsvereinbarung lösen. Eine Kündigung hätte erhebliche Schadenersatzforderungen des 
Vertragspartners zur Folge, die dieser ggf. auch gerichtlich durchsetzen würde.

Nach dem Ergebnis der bisher intensiv geführten Verhandlungen würde die Betreiberin sich auf 
eine Aufhebung des Vertrages einlassen. Dann wäre jedoch die Zahlung einer Ablösung in Höhe 
einer sechsstelligen Summe erforderlich, weil die Betreiberin im Vertrauen auf den Bestand des 
Vertrages bereits zahlreiche Aufwendungen getätigt hat und ihr weitere Kosten durch die 
Aufhebung des Vertrages entstehen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um Kosten für 
Personal, das für die Arena eingestellt wurde und vorbereitend tätig gewesen ist und nach 
Vertragsbeendigung nicht weiter beschäftigt werden kann. Viele der Arbeitsergebnisse sind bisher 
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in die konkrete Ausführungsplanung eingeflossen und wirken auch nach Beendigung des Vertrages 
fort. Entgangener Gewinn wird dagegen nicht geltend gemacht.

Die hierzu von der Betreiberin vorgelegten Unterlagen sind kritisch geprüft und als nachvollziehbar 
anerkannt worden. Auf dieser Grundlage sind eine pauschale Ablösesumme sowie die 
Berechtigung für 15 mietfreie Veranstaltungen im Jahr 2021 in der Arena ausgehandelt worden. Die 
Einzelheiten ergeben sich aus der für den nichtöffentlichen Teil vorgesehenen Vorlage mit dem 
Entwurf des Aufhebungsvertrages.

2. Aufhebung des Vergabeverfahrens

Das Vergabeverfahren, aus dem die Campus Management GmbH als Betreiberin hervorgegangen 
ist, wird aufgehoben.

3. Gründung einer Projektgesellschaft

Der Landkreis gründet eine im Eigentum des Landkreises stehende „Arena Lüneburger Land 
Betriebsgesellschaft“ in der Rechtsform einer GmbH & Co. KG. Die Gesellschaftsverträge liegen als 
Anlage 1 und 2 bei. Als Geschäftsführerin wird die Kreisrätin eingesetzt. 

Die Betriebsgesellschaft führt den Bau der Arena fort und kann auf alle Bauleistungen (auch die 
bereits getätigten) die Vorsteuer ziehen. Darüber hinaus kann die Vorsteuer auch auf alle laufenden 
Kosten gezogen werden, dies bringt weitere Kostenvorteile im laufenden Betrieb. Daraus ergibt sich 
ein steuerlicher Vorteil von bis zu 3,4 Mio.€ für den Bau und jährlich rund 75.000,- bis 100.000,- für 
den laufenden Betrieb (abzüglich Opportunitätskosten).

Die Gesellschaft soll jedoch nicht die operativen Aufgaben des Veranstaltungsbetriebs übernehmen 
(s.u.). Auch die Betreuung des Baus bleibt in der Zuständigkeit von Ltd. KVD Maul. 

Der Landkreis hat verschiedene Möglichkeiten, der Gesellschaft den Zugriff auf die Arena zu 
verschaffen. Dies erfolgt entweder durch eine Veräußerung der Arena an die Gesellschaft oder 
dadurch, dass der Landkreis als Kommanditistin den Bau mit Grundstück inkl. aller Bauverträge in 
die Gesellschaft einlegt. Hierfür fällt nach Auskunft der Steuerberater keine Grunderwerbssteuer an. 
Die Gebäudeunterhaltung wird zum Landkreis zurück delegiert.

4. Ausschreibung eines neuen Betreibermodells

Nach Gründung der Gesellschaft sucht diese einen Dienstleister für die Organisation des 
Veranstaltungsbetriebs. Dazu werden durch die Projektsteuerung zwei neue 
Dienstleistungsverträge ausgeschrieben. Diese sollen folgende wesentliche Eckpunkte haben:

a. Dienstleister für den Veranstaltungsbetrieb

Der Dienstleister übernimmt im Rahmen eines Managementvertrags die 
Geschäftsbesorgung für die Gesellschaft. Das heißt, er organisiert und steuert im Namen 
und auf Rechnung der Gesellschaft alle Dienstleistungen rund um den 
Veranstaltungsbetrieb. Vor allem kümmert er sich um Mieter, die die Arena und ihre 
Ausstattungsgegenstände für ihre Veranstaltungen tageweise buchen und dafür an die 
Landkreis-Gesellschaft eine Miete zahlen. Als Vergütung erhält er dafür einen prozentualen 
Anteil an den Mieteinnahmen. Der Geschäftsbesorger ist also vergleichbar mit einer 
Hausverwaltung, die sich für den Eigentümer um die Vermietung eines Ferienhauses und 
alle Aufgaben drum herum kümmert. Er sorgt dafür, dass das Ferienhaus möglichst viele 
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Wochen im Jahr vermietet ist: je häufiger, desto höher die Provision des Verwalters. Nach 
ersten Berechnungen betragen die möglichen Einnahmen aus dem Vermietungsgeschäft in 
den ersten 4 3/4 Jahren durchschnittlich rund 500.000 € netto pro Jahr. Die zu Grunde 
liegende Kalkulation ist den Kreistagsabgeordneten auf Wunsch mündlich erläutert worden.

Der Geschäftsbesorger kann dem Mieter der Arena, der diese für seine Veranstaltung 
bucht, daneben eigene Serviceleistungen anbieten und abrechnen wie z.B. die 
Organisation des Ordnungsdienstes oder die Erfüllung besonderer Ausstattungswünsche. 
Damit erhält er die Möglichkeit, eigene Umsätze zu generieren.

Trotzdem gilt: Der jeweilige Mieter der Arena ist Veranstalter der jeweiligen Veranstaltung 
und trägt das unternehmerische Risiko für deren Durchführung.

b. Gastronomiefläche als Pachtvertrag

Für die Gastronomieflächen wird ein klassischer Pachtvertrag mit 
Dienstleistungskonzession und mit einer Investitionsverpflichtung ausgeschrieben. Das 
heißt, der Gastronomiebetreiber muss selbst für die Ausstattung der Küche, der Tresen und 
der VIP-Bereiche sorgen. Die Landkreis-Gesellschaft als Eigentümerin stellt lediglich die 
Räume mit den entsprechenden Anschlüssen zur Verfügung. Im Gegenzug erhält der 
Gastronomiebetreiber das exklusive Versorgungsrecht auf dem Gelände der Arena. Damit 
kann er während des Veranstaltungsbetriebs Gewinne erzielen.

c. Finanzielle Auswirkungen des neuen Modells

Wie sich aus dem beigefügten Auszug des Businessplans (Anlage 4) ergibt, der insgesamt 
den Abgeordneten ebenfalls auf Wunsch mündlich erläutert worden ist, beträgt das 
voraussichtliche operative Jahresergebnis des neuen Modells in den ersten 4,75 Jahren 
rund - 83.000 € und liegt damit durchschnittlich rund € 375.000 € über den angenommenen 
Jahresergebnissen des bisherigen Modells.

5. Zeitplan zum weiteren Vorgehen 

Nach aktuellem Sachstand ist mit der Fertigstellung der Arena zum Jahresende 2020 zu rechnen. 
Betriebsaufnahme und Eröffnung der Arena sollen im April 2021 stattfinden. Nach Auskunft von 
Veranstaltungsexperten muss die Vermarktung der Arena mindestens ein Jahr vor Beginn, also im 
April 2020 erfolgen. Idealerweise sollte daher der Wechsel des Betreibermodells zügig erfolgen, um 
diesen Zeitablauf zu gewährleisten.

Vor diesem Hintergrund schlagen Verwaltung und Projektsteuerung den folgenden 
Handlungsablauf vor:

09.03.2020 Diskussion im Kreisausschuss und Entscheidung im Kreistag über neues Modell

März 2020 Vorbereitung Dienstleistungsvertrag/ Pachtvertrag

März 2020 Unterzeichnung Aufhebungsvertrag mit Campus Management GmbH

März/ April 2020 Diskussion und Entscheidung im Kreisausschuss über 
Dienstleistungsvertrag und Pachtvertrag

April 2020 Gründung Betriebsgesellschaft und Einsetzung Geschäftsführung
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April 2020 Veröffentlichung neue Ausschreibungen Dienstleistungsverträge

Mai 2020 Submission Ausschreibungen

29.06.2020 Beschluss über Ausschreibungsergebnis im Kreistag

Juli 2020 Unterzeichnung Dienstleistungsverträge



 

 

Gesellschaftsvertrag 

 

der 

 

Arena Lüneburger Land Verwaltungs GmbH 

 

 

§ 1 

Gesellschaft, Sitz und Dauer 

 

(1) Die Firma der Gesellschaft ist 

Arena Lüneburger Land Verwaltungs GmbH. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Lüneburg. 

 

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 

 

 

§ 2 

Gegenstand der Gesellschaft 

 

Gegenstand des Unternehmens sind der Bau, der Betrieb, die Vermietung und Verpachtung und die Unter-

haltung der Arena Lüneburger Land als multifunktionale Sport- und Veranstaltungshalle sowie die Übernahme 

der Stellung einer persönlich haftenden Gesellschafterin bei Kommanditgesellschaften. Das Unternehmen 

dient insbesondere folgenden öffentlichen Zwecken: Die Arena soll der Bedeutung des Landkreises Lüneburg 

mit seinem Oberzentrum Lüneburg in der Metropolregion Hamburg entsprechend der Bevölkerung der Region 

als vielfältig nutzbare Versammlungsstätte mit einem attraktiven Angebot zur Verfügung stehen. Neben Musik- 

und Kulturveranstaltungen verschiedenster Formate sollen darin u.a. auch Messen, Kongresse, Seminare, 

Versammlungen, Feiern, Ausstellungen sowie Sportveranstaltungen, insbesondere Ballsport, stattfinden kön-

nen. 

 

 

§ 3 

Geschäftsjahr 

 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt mit der Gründung 

der Gesellschaft und endet am 31. Dezember des Jahres, in dem die Gesellschaft in das Handelsregister 

eingetragen wird (Rumpf-Geschäftsjahr). 

 

 

§ 4  

Stammkapital und Geschäftsanteile 

 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 25.000,00 (in Worten: Euro fünfundzwanzigtausend). 

Auf das Stammkapital übernimmt der Landkreis Lüneburg einen Betrag in Höhe von EUR 25.000,00 

als 25.000 Geschäftsanteile und mit lfd. Nr. 1 bis 25.000 bezeichnet. 
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(2) Die Geschäftsanteile werden in Geld erbracht. Sie sind in voller Höhe sofort einzuzahlen. 

 

 

§ 5 

Geschäftsführung 

 

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so ver-

tritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch 

zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit einem Prokuristen vertreten. 

Die Gesellschafterversammlung kann einen oder mehrere Geschäftsführer bevollmächtigen, die Ge-

sellschaft alleine zu vertreten sowie ihn oder sie von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. 

 

(2) Die Geschäftsführer sind verpflichtet, sich an den durch Gesetz, Satzung oder Gesellschafterbe-

schlüsse gesteckten Rahmen zu halten sowie Beschlüsse der Gesellschafter zu befolgen.  

 

(3) Die Geschäftsführer sind von jeglichem Wettbewerbsverbot befreit. 

 

 

§ 6 

Gesellschafterversammlung 

 

(1) Die Gesellschafterversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an jedem anderen von den Ge-

sellschaftern zu bestimmenden Ort statt. 

 

(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsführung mittels eingeschriebenen Briefes unter Bekannt-

machung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen, wobei der Tag der Aufgabe 

zur Post und der Tag der Gesellschafterversammlung nicht mitgerechnet werden. In dringenden Fäl-

len kann die Frist verkürzt werden. 

 

(3) Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet mindestens ein Mal im Jahr innerhalb der ersten 

acht Monate des Geschäftsjahres statt.  

 

(4) Auf Antrag eines Gesellschafters, der den Zweck der Gesellschafterversammlung anzugeben hat, 

oder wenn die Interessen der Gesellschaft dies erfordern, beruft die Geschäftsführung eine außeror-

dentliche Gesellschafterversammlung ein. 

 

(5) Gesellschafterbeschlüsse können auch auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Gesell-

schafter zustimmen. 

 

(6) Je EUR 1,00 des Stammkapitals gewährt eine Stimme. 
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§ 7 

Veröffentlichungen 

 

Veröffentlichungen erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger der Bundesrepublik Deutschland. 

 

 

§ 8 

Gründungskosten 

 

Die Gesellschaft trägt die Kosten ihrer Gründung bis zu einem Betrag von EUR 2.000,00. 

 

 

************** 



Seite 1 von 10 

 

Gesellschaftsvertrag  
der 

Arena Lüneburger Land Betriebsgesellschaft 
GmbH & Co. KG 

 
 

zwischen  
 
 

(1) Landkreis Lüneburg  
 

und  
 
(2) Der Arena Lüneburger Land Verwaltungs GmbH, mit Sitz in Lüneburg, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Lüneburg und HRB [●] 
 

 
§ 1  

Firma und Sitz  
 

(1) Die Gesellschaft ist eine Kommanditgesellschaft. Die Firma der Gesellschaft lautet:  
 

Arena Lüneburger Land Betriebsgesellschaft GmbH & Co. KG. 
 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Lüneburg. 
 

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
 

 
§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 
 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind der Bau, der Betrieb, die Vermietung und Verpachtung 
und die Unterhaltung der Arena Lüneburger Land als multifunktionale Sport- und Veranstal-
tungshalle. Das Unternehmen dient insbesondere folgenden öffentlichen Zwecken: Die Arena 
soll der Bedeutung des Landkreises Lüneburg mit seinem Oberzentrum Lüneburg in der Met-
ropolregion Hamburg entsprechend der Bevölkerung der Region als vielfältig nutzbare Ver-
sammlungsstätte mit einem attraktiven Angebot zur Verfügung stehen. Neben Musik- und Kul-
turveranstaltungen verschiedenster Formate sollen darin u.a. auch Messen, Kongresse, Semi-
nare, Versammlungen, Feiern, Ausstellungen sowie Sportveranstaltungen, insbesondere Ball-
sport, stattfinden können. 

 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen gleicher oder verwandter Art zu 

beteiligen sowie solche Unternehmen zu gründen oder zu erwerben. Dafür gelten die Voraus-
setzungen der §§ 136 ff. NKomVG. 

 
(3) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet erscheinen, 

dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. 
 

 
§ 3  

Gesellschafter, Kapitalanteile 
 

(1) Einziger persönlich haftender Gesellschafter ist die Arena Lüneburger Land Verwaltungs 
GmbH, mit Sitz in Lüneburg eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Lüneburg unter 
HRB [●]. 
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(2) Die Komplementärin erbringt keine Kapitaleinlage und hat keinen Kapitalanteil. Sie ist weder 
am Gewinn und Verlust, noch in anderer Weise am Kapital oder den stillen Reserven der Ge-
sellschaft beteiligt. 

 
(3) Der Landkreis Lüneburg ist als Kommanditist am Vermögen der Kommanditgesellschaft zu 

100% beteiligt und hält eine Kommanditeinlage in Höhe von EUR 1.000,00. 
 

(4) Die in das Handelsregister einzutragende Haftsumme beträgt EUR [1.000,00]. 
 

(5) Die Kommanditeinlage ist unverzüglich nach Errichtung der Gesellschaft vollständig zu erbrin-
gen.  

 
(6) Die Beteiligungsverhältnisse der Gesellschafter an der Gesellschaft richten sich nach den Ka-

pitalanteilen der Gesellschafter an der Gesellschaft. 
 

(7) Die Gesellschafter haben keine Nachschusspflicht. 
 

(8) Die Gesellschafter haben Informations- und Kontrollrechte entsprechend § 118 Abs. 1 HGB. 
Dieses Rechts können sie selbst ausüben und/oder durch zu von Berufs wegen zur Verschwie-
genheit verpflichteten Sachverständigen (Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer) 
ausüben lassen. 

 
(9) Das Widerspruchsrecht der Kommanditisten nach § 164 HGB ist ausgeschlossen. Im Übrigen 

gelten bezüglich der Zustimmungspflicht einzelner Geschäfte die Regelungen dieses Vertrages, 
die Geschäftsordnung der Geschäftsführung und etwaigen Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung. 
 

 
§ 4 

Gesellschafterkonten 
 

(1) Für jeden Gesellschafter werden ein festes Kapitalkonto I, ein Kapitalkonto II, ein Verlustvor-
tragskonto und ein Darlehenskonto geführt. Ferner kann die Gesellschaft ein gesamthänderi-
sches Rücklagenkonto führen. 

 
(2) Auf dem Kapitalkonto I wird die Pflichteinlage des Gesellschafters gebucht. Das Kapitalkonto I 

ist maßgebend für die Beteiligung am Vermögen, an den gesamthänderisch gebundenen Rück-
lagen, am Gewinn und Verlust der Gesellschaft sowie für alle Gesellschafterrechte, soweit 
nichts anderes geregelt ist. Das Kapitalkonto I kann nur durch einstimmigen Gesellschafterbe-
schluss geändert werden.  
 

(3) Auf dem Kapitalkonto II werden die nicht entnahmefähigen Gewinnanteile eines Gesellschafters 
gebucht.  
 

(4) Die Kapitalkonten und das Rücklagenkonto werden nicht verzinst.  
 

(5) Auf dem Verlustvortragskonto werden die Verlustanteile des Gesellschafters gebucht. Gewinne 
können erst nach Ausgleich eines Verlustvortragskontos auf dem Kapitalkonto II oder dem Dar-
lehenskonto gebucht werden. Das Verlustvortragskonto wird nicht verzinst. 
 

(6) Auf dem Darlehenskonto werden die entnahmefähigen Gewinne des Gesellschafters, Darlehen 
sowie sonstige Forderungen oder Verbindlichkeiten zwischen der Gesellschaft und dem Gesell-
schafter erfasst. Über die Verzinsung des Darlehenskontos entscheidet die Gesellschafterver-
sammlung. 
 

(7) Die Gesellschaft kann ein gesamthänderisch gebundenes Rücklagenkonto einrichten, an dem 
die Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligung an der Gesellschaft beteiligt sind. Das Rück-
lagenkonto ist Eigenkapital und wird nicht verzinst. Einlagen, Entnahmen und Umbuchungen 
vom Rücklagenkonto sind nur aufgrund eines einstimmigen Gesellschafterbeschlusses zuläs-
sig. 
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(8) Die Gesellschaft kann weitere Gesellschafterkonten errichten und unterhalten, sofern dies von 
der Geschäftsführung für zweckdienlich erachtet wird.  

 
 
 

§ 5 
Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 

 
(2) Die Gesellschaft beginnt mit ihrer Eintragung in das Handelsregister. Vorher dürfen im Namen 

der Gesellschaft keine Geschäfte abgeschlossen werden. 
 

(3) Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfge-
schäftsjahr. 

 
 

§ 6 
Organe der Gesellschaft  

 
Organe der Gesellschaft sind: 
 

1. die Geschäftsführung, 
2. der Beirat, 
3. die Gesellschafterversammlung. 

 
 

§ 7 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Zur Geschäftsführung ist die Komplementärin berechtigt und verpflichtet. Außerdem ist der 

Kommanditist zur Geschäftsführung berechtigt. Die Vertretung nach außen obliegt ausschließ-
lich der Komplementärin. Die Gesellschaft hat eine/n oder mehrere Geschäftsführerinnen/Ge-
schäftsführer die im Handelsregister als zur Vertretung der Gesellschaft berechtigte Organe 
eingetragen werden. 

 
(2) Ist nur eine Geschäftsführerin/ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt sie/er die Gesellschaft al-

lein. Sind mehrere Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft 
durch zwei Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer gemeinschaftlich vertreten. Mehrere Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführer haben einen Organisations- und Geschäftsverteilungsplan 
für die Geschäftsführung aufzustellen, der eines zustimmenden Beiratsbeschlusses bedarf. 
 

(3) Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer können aufgrund eines entsprechenden Gesellschafter-
beschlusses von der Beschränkung des § 181 BGB und/oder vom gesetzlichen Wettbewerbs-
verbot befreit werden. 
 

(4) Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung auf 
Empfehlung des Beirates bestellt und abberufen. Für den Abschluss, die Änderung und die 
Beendigung des Anstellungs-, Ruhegehalts- und Darlehensverträgen mit den Geschäftsführe-
rinnen/Geschäftsführern ist der Beirat zuständig. Die Anstellungsverhandlungen mit den Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführern werden vom Landrat / von der Landrätin des Landkreises 
Lüneburg geführt. 
 

(5) Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer haben die Geschäfte der Gesellschaft mit der Sorg-
falt eines ordentlichen Kaufmanns unter Beachtung der Gesetze, dieses Gesellschaftsvertra-
ges, ihres Anstellungsvertrages, der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung und des Bei-
rates sowie der etwaigen Beteiligungsrichtlinien des Landkreises Lüneburg zu führen. 
 

(6) Die Geschäftsführungsbefugnis der Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer erstreckt sich auf 
alle Handlungen, die der gewöhnliche Betrieb des Unternehmens der Gesellschaft mit sich 
bringt. Für Geschäftsführungshandlungen, die darüber hinausgehen, bedarf es eines vorheri-
gen zustimmenden Beschlusses der in § 7 genannten Gesellschaftsorgane. 
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(7) Die Geschäftsführung hat den Beirat regelmäßig schriftlich über den Gang der Geschäfte, ins-

besondere den Umsatz, die Lage des Unternehmens und künftige Erwartungen zu berichten. 
Der oder dem Vorsitzenden des Beirates ist außerdem bei wichtigen Anlässen zu berichten. Die 
Berichte sind zeitgleich auch dem Beteiligungsmanagement des Landkreises Lüneburg zuzu-
leiten und auf Wunsch weitergehend zu erläutern. 
 

(8) Die Geschäftsführung hat sicherzustellen, dass dem Landkreis Lüneburg zur Konsolidierung 
des Jahresabschlusses der Gesellschaft mit dem Jahresabschluss des Landkreises Lüneburg 
zu einem konsolidierten Gesamtabschluss nach § 128 Abs. 4 bis 6 NKomVG und § 129 
NKomVG alle für den konsolidierten Gesamtabschluss erforderlichen Unterlagen und Belege 
der Gesellschaft so rechtzeitig vorgelegt werden, dass der konsolidierte Gesamtabschluss in-
nerhalb von sechs Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufgestellt werden kann. 

 
 

§ 8 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Die nachfolgend genannten Geschäfte dürfen die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer nur 

mit vorheriger Zustimmung der Gesellschafterversammlung vornehmen: 
 

1. Festlegung der Grundsätze der Geschäftspolitik der Gesellschaft, 
 

2. Abschluss, wesentliche Änderung oder Aufhebung von Unternehmensverträgen oder 
Betriebsführungsverträgen, 

 
3. Ausübung des Stimmrechts in den Gesellschafterversammlungen von Gesellschaften, 

an denen die Gesellschaft mehrheitlich beteiligt ist. 
 
(2) Die nachstehend genannten Geschäfte dürfen die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer nur 

mit vorheriger Zustimmung des Beirats vornehmen: 
  

1. organisatorische Grundsatzentscheidungen, 
 

2. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundeigentum und grundstücksgleichen 
Rechten, 

 
3. Bestellung und Abberufung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten zum ge-

samten Geschäftsbetrieb, 
 

4. Übernahme von Nebentätigkeiten durch die Geschäftsführung, 
 

5. Überschreitung der in der Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung festgelegten 
Wertgrenzen und Befugnisse zu: 

 
a. Einstellung, Entlassung und Höhergruppierungen, 

 
b. außertariflichen Regelungen, Betriebsvereinbarungen, Gewährung von Gratifi-

kationen, Zuwendungen, Pensionszusagen und Darlehen an Bedienstete, 
 

c. Mehrausgaben für einzelne Vorhaben des Wirtschaftsplanes, 
 

d. Verfügung über und Belastung von Anlagevermögen, 
 

e. Abschluss von Darlehensverträgen und darlehensähnlicher Rechtsgeschäfte, 
 

f. Übernahme von Bürgschaften und sonstigen Haftungsverpflichtungen, 
 

g. Verzicht auf fällige Ansprüche und Abschluss von Vergleichen sowie freiwilligen 
Zuwendungen, soweit sie den Betrag von 10.000,- € überschreiten, 
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h. Abschluss, Änderung und Aufhebung von Miet-, Pacht- und/oder Management-
verträgen, Führung von Rechtsstreitigkeiten, soweit sie den Betrag von 
10.000,- € überschreiten, 

 
i. Geschäfte der Gesellschaft mit Beiratsmitgliedern und der Geschäftsführung.  

 
 

(3) Der Beirat kann weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig machen. 
 

(4) Der Beirat kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften allge-
mein oder für den Fall, dass einzelne Geschäfte bestimmten Bedingungen genügen, im Voraus 
erteilen. 

 
 

§ 9 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft verfügt über einen Beirat. Der Beirat besteht aus drei Mitgliedern. Zwei Mit-

glieder werden vom Kreistag des Landkreises Lüneburg entsandt. Weiteres Beiratsmitglied ist 
der Landrat / die Landrätin des Landkreises Lüneburg. Auf Vorschlag des Landrates / der Land-
rätin kann auch an ihrer/seiner Stelle eine andere Kreisbedienstete / ein anderer Kreisbediens-
teter benannt oder vorgeschlagen werden. Ein entsandtes Beiratsmitglied kann vom Entsen-
dungsberechtigten jederzeit abberufen werden. 

 
(2) Den Vorsitz des Beirates führt der Landrat / die Landrätin. 

 
(3) Die Amtsperiode des Beirates endet nach einer jeweiligen Kommunalwahl. Der alte Beirat führt 

seine Geschäfte bis zur Bildung eines neuen Beirats weiter. Ist ein Beiratsmitglied an ein Amt 
gebunden, das nicht dem Kreistagsmandat entspricht, so endet das Beiratsmandat spätestens 
mit Ausscheiden aus dem Amt. 

 
(4) Jedes Mitglied des Beirates kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwöchigen Kündigungsfrist 

durch schriftliche Erklärung gegenüber der Gesellschaft niederlegen. Die Frist kann verkürzt 
werden oder wegfallen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

 
(5) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus dem Beirat aus, so hat die entsendende Stelle 

unverzüglich für die restliche Dauer der Amtszeit ein Ersatzmitglied zu entsenden. 
 

(6) Es gilt § 118  HGB, ergänzend § 52 GmbHG, soweit in diesem Gesellschaftsvertrag nichts 
anderes bestimmt ist. §§ 394, 395 AktG finden entsprechende Anwendung. 

 
(7) Die Mitglieder des Beirates haben Anspruch auf eine angemessene Aufwandsentschädigung 

in Form von Sitzungsgeld. Über die Höhe der Aufwandsentschädigung entscheidet die Gesell-
schafterversammlung. 
 

(8) Dem Beteiligungsmanagement des Landkreises Lüneburg wird das Recht eingeräumt, an den 
Sitzungen des Beirates teilzunehmen. 
 

 
§ 10 

Innere Ordnung des Beirates 
 

(1) Der Beirat kann sich eine Geschäftsordnung geben. Der Beschluss bedarf der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Der Beirat wird von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden oder im Fall ihrer/seiner Verhinderung 

durch die Stellvertreterin/den Stellvertreter einberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich unter 
Angabe von Ort, Tag, Zeit und Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen. Bei 
der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Bei-
ratssitzung nicht mitgerechnet. Die Beiratssitzungen finden am Sitz der Gesellschaft statt. In 
dringenden Fällen kann die Ladungsfrist bis auf 24 Stunden verkürzt werden. Sind sämtliche 
Mitglieder des Beirates anwesend und wird kein Widerspruch erhoben, kann eine Sitzung auch 
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ohne Einhaltung der Form- und Fristvorschriften abgehalten sowie die mitgeteilte Tagesord-
nung erweitert werden. Außerhalb von Sitzungen werden Beschlüsse, durch schriftliche, fern-
mündliche oder elektronische (per Email) Abstimmung gefasst, wenn sich alle Beiratsmitglieder 
an der Abstimmung beteiligen. Wird einer Beschlussfassung in schriftlicher, fernmündlicher o-
der elektronischer (per Email) Form nicht binnen 7 Tagen ab Absendung widersprochen, so gilt 
das Einverständnis als erteilt. Als nicht abgegeben gelten im Umlaufverfahren auch die Stim-
men, die mit einem späteren Poststempel als dem des Abstimmungstages eingehen. 
 

(3) Beschlüsse im Umlaufverfahren sind mit Eingang der erforderlichen Stimmen bei der Gesell-
schaft mit Ablauf des letzten Abstimmungstages wirksam gefasst. Für die Wahrung der Frist ist 
im Zweifel der Poststempel maßgebend. Den Beiratsmitgliedern wird das Ergebnis der Be-
schlussfassung von der Gesellschaft schriftlich mitgeteilt.  

 
(4) Der Beirat wird einberufen, soweit es die/der Vorsitzende für erforderlich oder zweckmäßig hält, 

mindestens einmal halbjährlich. Die/Der Vorsitzende beruft unverzüglich eine Sitzung ein, wenn 
es unter Angabe der Tagesordnungspunkte von einem Geschäftsführer/einer Geschäftsführerin 
oder von mindestens zwei Mitgliedern des Beirates verlangt wird. 

 
(5) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder, darunter die/der Vorsit-

zende oder die/der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Fehlt die Beschlussfähigkeit, 
so wird unverzüglich eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen. In dieser Sit-
zung ist der Beirat ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder und die Anwe-
senheit der/des Vorsitzenden oder der/des stellvertretenden Vorsitzenden beschlussfähig. Hie-
rauf ist in den Einberufungsschreiben zur neuen Sitzung hinzuweisen. Sind weder die/der Vor-
sitzende noch die/der stellvertretende Vorsitzende anwesend, wählt der Beirat eine Sitzungs-
leiterin oder einen Sitzungsleiter aus seiner Mitte. 

 
(6) Die Beschlüsse des Beirates werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-

fasst, sofern nicht das Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag etwas anderes vorsehen. Stimm-
enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
der/des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 
(7) Ein Mitglied des Beirates soll an der Beratung und Beschlussfassung eines Tagesordnungs-

punktes nicht teilnehmen, wenn anzunehmen ist, dass dieses Mitglied durch einen zu fassen-
den Beschluss des Beirates einen persönlichen Vorteil erlangen könnte. 

 
(8) Ein Beiratsmitglied, das verhindert ist, an einer Sitzung teilzunehmen, kann seine schriftliche 

Stimmabgabe durch ein anderes Beiratsmitglied überreichen oder sich durch ein anderes Bei-
ratsmitglied durch schriftliche Vollmacht vertreten lassen. Die so vertretenen Beiratsmitglieder 
gelten als anwesend; das gilt nicht für den Erhalt des Sitzungsgeldes. 

 
(9) Eine von dem Landrat / der Landrätin des Landkreises Lüneburg benannte Person kann als 

Gast an den Sitzungen des Beirates teilnehmen. 
 

(10) Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des Beirates teil, es sei denn, der Beirat be-
schließt im Einzelfall ihre Nichtteilnahme. 

 
(11) Über die Sitzungen des Beirates ist unverzüglich eine Niederschrift anzufertigen, die von 

der/dem Vorsitzenden bzw. bei Verhinderung von der Stellvertreterin/dem Stellvertreter und der 
Protokollführung zu unterzeichnen ist. Jedem Mitglied des Beirates und dem Beteiligungsma-
nagement des Landkreises Lüneburg ist binnen drei Wochen eine Abschrift der Sitzungsnie-
derschrift auszuhändigen. 

 
(12) Die Vertreterinnen und Vertreter des Landkreises Lüneburg im Beirat sind an die Beschlüsse 

des Kreistages gebunden. 
 
 

§ 11 
Aufgaben des Beirates 

 
(1) Der Beirat überwacht die Geschäftsführung und vertritt die Gesellschaft gegenüber der Ge-

schäftsführung. 
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(2) Der Beirat beschließt in den im Gesetz und im Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Fällen, ins-

besondere über: 
 

1. den von der Geschäftsführung aufzustellenden Wirtschaftsplan, bestehend aus Erfolgs-
, Finanz,- Investitions- und Stellenplan, 

 
2. den Vorschlag zur Feststellung des Jahresabschlusses und der Ergebnisverwendung, 

 
3. die Vertretung der Gesellschaft gegenüber den Geschäftsführerinnen/Geschäftsfüh-

rern, 
 

4. den Abschluss, die Änderung und Beendigung der Anstellungsverträge mit den Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführern, 

 
5. den Erlass einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung, 

 
6. Entnahmen vom Kapitalkonto II, 

 
7. Geschäfte und Maßnahmen, die dem Beirat von der Gesellschafterversammlung zur 

Wahrnehmung übertragen werden, 
 

8. die Zustimmung zu Geschäften und Maßnahmen, für die die Geschäftsführung der Zu-
stimmung des Beirates bedarf, 

 
9. die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegenüber den Geschäftsführerinnen/Ge-

schäftsführern. 
 

 
§ 12 

Gesellschafterversammlung 
 

(1) Die Rechte der Gesellschafterversammlung werden durch Vertreter des Beteiligungsmanage-
ments des Landkreises Lüneburg wahrgenommen. 

 
(2) Innerhalb der ersten sechs Monate des Geschäftsjahres findet eine ordentliche Gesellschafter-

versammlung statt, die auch den Jahresabschluss feststellt und über die Entlastung der Ge-
schäftsführung und des Beirates entscheidet. 

 
(3) Außerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn es im Interesse der 

Gesellschaft erforderlich erscheint und die Gesellschafterin, eine Geschäftsführerin/ein Ge-
schäftsführer oder der Beirat es verlangen. 

 
(4) Die Geschäftsführung nimmt an der Gesellschafterversammlung teil, es sei denn, die Gesell-

schafterversammlung beschließt die Nichtteilnahme. 
 

(5) Eine von dem Landrat / der Landrätin des Landkreises Lüneburg benannte Person kann als 
Gast an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung teilnehmen. 
 

(6) Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. 
 

 
§ 13  

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
 

Die Gesellschafterversammlung ist zuständig für alle Aufgaben, die ihr nach dem Gesetz oder nach 
diesem Gesellschaftsvertrag obliegen. Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterlie-
gen insbesondere: 
 

(1) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung des Ergebnisses, 
 

(2) Bestellung und Abberufung von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern, 
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(3) Entlastung der Geschäftsführung, 

 
(4) Entlastung des Beirates, 

 
(5) Feststellung des Wirtschaftsplans (Investitionsplan, Erfolgsplan, Finanzplan, Stellenplan) ein-

schließlich seiner Änderungen, 
 

(6) Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
 

(7) Auflösung der Gesellschaft, 
 

(8) Höhe der Aufwandsentschädigung für Beiratsmitglieder, 
 

(9) Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche der Gesellschaft gegen Geschäftsführer/innen 
und Beiratsmitglieder oder deren Vertreter/innen zustehen sowie die Vertretung der Gesell-
schaft in Prozessen, welche sie gegen Geschäftsführer/innen oder Beiratsmitglieder bzw. deren 
Vertreter/innen zu führen hat, 

 
(10) Gründung und Übernahme von sowie Beteiligung an anderen Betrieben und Einrichtungen, die 

dem Zweck des Unternehmens dienen, 
 

(11) Erwerb, Veräußerung und Beendigung von unmittelbaren Beteiligungen oder von Beteiligungen 
einer Tochtergesellschaft an andere Unternehmen einschließlich des Erwerbs und der Veräu-
ßerung von Aktien oder Geschäftsanteilen an andere Unternehmen, 
 

(12) Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen des Gesellschaftsvertrages oder Aufgabe vor-
handener Tätigkeitsgebiete, 
 

(13) Errichtung und Auflösung von Zweigniederlassungen und Betriebsstätten, 
 

(14) Zustimmung zu Geschäften und Maßnahmen, für die die Geschäftsführung der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung bedarf. 

  
 

§ 14 
Gesellschafterbeschlüsse 

 
(1) Gesellschafterbeschlüsse werden in Versammlungen gefasst. Außerhalb der Versammlungen 

können sie, soweit nicht zwingendes Recht eine andere Form vorschreibt, durch schriftliche, 
telegrafische, fernschriftliche oder fernkopierte Abstimmung gefasst werden, wenn sich jeder 
Gesellschafter an der Abstimmung beteiligt. 

 
(2) Die Vertreterin oder der Vertreter des Landkreises Lüneburg in der Gesellschafterversammlung 

ist an die Beschlüsse des Kreistages / des Kreisausschusses gebunden (§ 138 Abs. 1 
NKomVG). Sie/Er ist verpflichtet, vor einer Beschlussfassung in der Gesellschafterversamm-
lung eine Weisung des Kreistages / des Kreisausschusses einzuholen. 

 
 

§ 15  
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung stellt bis zum 31. Oktober eines Jahres einen Wirtschaftsplan (bestehend 

aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan, dem Finanzplan sowie der Stellenübersicht) auf, so 
dass der Beirat rechtzeitig vor Beginn des folgenden Geschäftsjahres eine Empfehlung für die 
Gesellschafterversammlung beschließen kann. Vor Zuleitung an den Beirat ist der Entwurf des 
Wirtschaftsplanes dem Beteiligungsmanagement des Landkreises Lüneburg zur Benehmens-
herstellung vorzulegen, um einen koordinierten Planungsprozess bei dem Landkreis Lüneburg 
zu gewährleisten. Falls ein Einvernehmen nicht erzielt werden kann, ist die vom Entwurf der 
Geschäftsführung abweichende schriftliche Stellungnahme des Beteiligungsmanagements zu-
sammen mit dem Entwurf der Geschäftsführung und dem Beirat vorzulegen. 
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(2) Zeigen sich im laufenden Geschäftsjahr erhebliche Abweichungen von der Planung, ist ein 
Nachtragsplan aufzustellen und von der Gesellschafterversammlung nach vorheriger Befas-
sung im Beirat genehmigen zu lassen. Erhebliche Abweichungen liegen insbesondere dann 
vor, wenn das geplante Ergebnis voraussichtlich um mehr als 25 % unterschritten wird. 

 
(3) Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer haben den Beirat und das Beteiligungsmanagement 

des Landkreises Lüneburg regelmäßig über die Abwicklung des Wirtschaftsplanes und des Fi-
nanzplanes zu informieren. 

 
 

§ 16 
Jahresabschluss  

 
(1) Innerhalb der ersten sechs Monate hat die Geschäftsführerin/der Geschäftsführer den Jahres-

abschluss  für das vorangegangene Geschäftsjahr aufzustellen und der Gesellschafterver-
sammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 
(2) Die Jahresabschlussprüfung ist nach den Vorschriften über die Jahresabschlussprüfung bei Ei-

genbetrieben durchzuführen (§158 Abs. 1 NKomVG i.V.m. § 157 NKomVG). 
 

(3) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes haben die Geschäftsführerinnen/Geschäfts-
führer den Jahresabschluss und den Prüfungsbericht dem Beirat zur Prüfung vorzulegen. Zu-
gleich haben die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer dem Beirat den Vorschlag zu unterbrei-
ten, den sie der Gesellschafterversammlung für die Verwendung des Ergebnisses machen wol-
len. 

 
(4) Unverzüglich nach der Prüfung des Beirates haben die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer 

den Jahresabschluss und den Bericht des Beirates zum Zwecke der Feststellung des Jahres-
abschlusses der Gesellschafterversammlung vorzulegen. Zugleich haben die Geschäftsführe-
rinnen/Geschäftsführer der Gesellschafterversammlung den Vorschlag für die Verwendung des 
Ergebnisses vorzulegen. 

 
(5) Die Gesellschafterversammlung hat spätestens bis zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses und über die Ergebnisverwendung 
zu beschließen. 
 

 
§ 17 

Haftungsvergütung, Auslagenersatz 
 

(1) Die Komplementärin hat keinen Anspruch auf eine gesonderte Vergütung, soweit in diesem 
Vertrag nichts Abweichendes geregelt ist.  

(2) Die Komplementärin erhält für das übernommene Haftungsrisiko eine jährliche Vergütung in 
Höhe von 1% des haftenden Kapitals des Komplementärs. 

(3) Der Komplementärin werden darüber hinaus, entstandene Auslagen gegen Nachweis erstattet. 
(4) Die Haftungsvergütung der Komplementärin wird im Verhältnis der Gesellschafter zueinander 

als Aufwand behandelt.  
  
 

§ 18 
Beteiligungs- und Bilanzierungsrichtlinie für den Landkreis Lüneburg 

 
Sofern die Gesellschafterin Landkreis Lüneburg von ihrem Recht Gebrauch macht, eine Beteiligungs-
richtlinie und eine Bilanzierungsrichtlinie zu erlassen, ist diese auch für die Gesellschaft rechtlich bin-
dend. 
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§ 19  
Prüfungen 

 
(1) Es finden §§ 157, 158 NKomVG i.V.m. § 53 HGrG bei der Prüfung des Jahresabschlusses 

Anwendung. Dem Gesellschafter, dem Rechnungsprüfungsamt des Gesellschafters sowie dem 
Prüfungsamt der kommunalen Aufsicht stehen die in § 54 HGrG vorgesehenen Befugnisse zu. 
Darüber hinaus hat das Rechnungsprüfungsamt des Gesellschafters das Recht zur laufenden 
Prüfung der Wirtschaftsführung einschließlich der Kassen-, Buch- und Betriebsführung. 

 
(2) Der Landkreis Lüneburg als Gesellschafter ist nach § 150 NKomVG berechtigt, sich jederzeit 

bei der Gesellschaft zu unterrichten. 
 
 

§ 20 
Bekanntmachung 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger für 
die Bundesrepublik Deutschland. 
 

 
§ 21 

Gründungskosten 
 

Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung trägt die Gesellschaft. 
 

 
§ 22 

Schlussbestimmungen 
 

(1) Alle das Geschäftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen der Gesellschafter untereinander 
und mit der Gesellschaft bedürfen der Schriftform, soweit nicht im Gesetz höhere Formerforder-
nisse vorgeschrieben sind. 

 
(2) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig in ihn aufgenom-

mene Bestimmung ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchführbar sein oder 
werden oder ihre Rechtswirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, so wird dadurch 
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Gesellschafter verpflichten sich hier-
mit, unverzüglich bei der Schaffung einer rechtswirksamen, durchführbaren Regelung in ent-
sprechender Weise mitzuwirken, die dem von den Vertragspartnern beabsichtigten Zweck und 
der wirtschaftlichen Bedeutung der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung inhaltlich 
möglichst nahe kommt. Dies gilt auch für den Fall, dass sich bei Durchführung dieses Vertrages 
eine ergänzungsbedürftige Lücke ergeben sollte.  
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